
sehaftlichen Eigentums verurteilt werden dürfen, 
sondern wegen eines Vergehens gegen § 6 Abs. 1 
Ziff. 1 WStVO oder eines Verbrechens gegen Abs. 2 
dieser Bestimmung, je nach Höhe der unrechtmäßig 
eingetragenen Kilometerzahlen, verurteilt werden 
müssen.

Zivilrecht
§ 133 BGB; § 829 ZPO.
Die sich bei einem zweifelhaft formulierten Pfän- 

dungs- und Uberweisungsbeschluß auf die Höhe der 
geltend gemachten Forderung beziehende Auslegung 
darf nur soweit gehen, als aus dem Beschluß selbst 
noch mit Sicherheit ein fest begrenzter und bestimmter 
Betrag als gepfändet hervorgeht. Keinesfalls dürfen 
Umstände herangezogen werden, die sich nicht un­
mittelbar aus dem Beschluß, sondern aus anderen 
Schriftstücken (Antrag usw.) ergeben.

OG, Urt. vom 16. Juni 1953 — 1 Zz 90/52.
Der Verklagte hatte gegen den Apotheker B. ein Teilurteil 

des Landgerichts N. auf Zahlung von 37 916,60 RM erwirkt, das 
nach Zurückweisung der von B. eingelegten Berufung vom 
19. Dezember 1946 rechtskräftig wurde.

Auf Antrag des Verklagten erließ das Amtsgericht L. am 
26. August 1947 auf Grund dieses Urteils einen Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluß mit folgendem, auszugsweise wiederge­
gebenen Inhalt:

„Nach dem ... Teilurteil... vom 28. 5. 46 hat der Gläubi­
ger gegen den Schuldner einen Anspruch auf 37 916,60 RM .. .

Wegen eines Teilanspruchs und der 15 RM Kosten für 
diesen Beschluß.. wird die angebliche Forderung des 
Schuldners an die Sozial-Versicherungskasse in S. aus 
Warenlieferung in Höhe von 3000 RM gepfändet.“

In dem weiteren Pfändungs- und Überweisungsbeschluß vom 
14. Oktober 1947 des gleichen Amtsgerichts wurde verfügt:

„Nach dem ... Teilurteil des Landgerichts N. vom 28. 5. 46 
hat der Gläubiger gegen den Schuldner einen Anspruch auf 
37 916,60 RM . . .

Wegen eines Teilanspruchs und der 15 RM Kosten für 
diesen Beschluß... wird die angebliche Forderung des 
Schuldners an die Sozial-Versicherungskasse in S. aus 
Warenlieferungen für Vergangenheit, Gegenwart und Zu­
kunft in Höhe von jeweils 3000 RM gepfändet.“

Die Klägerin pfändete die gleichen Forderungen des B. an 
die Sozial-Versicherungskasse S. wegen rückständiger Steuern, 
und zwar am 10. Januar 1948 in Höhe von 1153,10 RM, am 
29. April 1948 in Höhe von 2867,25 RM und am 22. November 1951 
im Betrage von 7 379,50 DM.

Wegen dieser mehrfachen Pfändung hinterlegte die Dritt­
schuldnerin den Schuldbetrag beim Amtsgericht L. in Höhe von 
insgesamt 16 430,64 DM. Es wurde ein Verteilungsverfahren 
durchgeführt, weil der hinterlegte Betrag nicht zur Befriedi­
gung der Parteien und eines weiteren Pfändungsgläübigers 
ausreichte.

In dem beim Amtsgericht L. durchgeführten Verteilungsver­
fahren hatte die Klägerin vor Aufstellung des Teilungsplans 
eine Gesamtforderung in Höhe von 10 246,75 DM angemeldet.

Der Teilungsplan sah vor, nach Abzug der Gerichtskosten den 
gesamten hinterlegten Betrag in Höhe von 16 315,59 DM dem 
Verklagten zuzuweisen. Bis zum Schluß des Verteilungstermins 
am 21. Februar 1949 lag kein Widerspruch gegen den Teilungs­
plan vor. Erst nach Schluß des Termins ging ein schriftlicher 
Widerspruch der Klägerin beim Gericht ein, der als verspätet 
unwirksam war.

Die Klägerin ist der Meinung, der Verklagte sei auf ihre 
Kosten ungerechtfertigt bereichert, weil er den vollen hinter­
legten Betrag (außer den in Abzug gebrachten Gerichtskosten) 
zugeteilt erhalten habe, obwohl er ein Pfandrecht nur in Höhe 
von zweimal 3000 DM erworben habe. Außerdem sei die Ab­
gabenforderung der Klägerin gegen B. der Forderung des Ver­
klagten gegenüber im Rang bevorrechtigt. Deshalo hat d'.e 
Klägerin beantragt, den Verklagten zu verurteilen, darein zu 
willigen, daß von dem beim Amtsgericht L. hinterlegten Be­
trage 10 246,75 DM nebst den aufgelaufenen Hinterlegungszinsen 
an die Klägerin ausgezahlt werden.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die von der 
Klägerin gegen dieses Urteil eingelegte Berufung hat das Ober­
landesgericht ebenfalls zurückgewiesen.

Beide Urteile gehen davon aus, daß der Verklagte mit dem 
Pfändungs- und Uberweisungsbeschluß vom 14. Oktober 1947 
nicht nur 3000 DM, sondern die Forderung aus dem Teilurteil 
in voller Höhe gepfändet hat, daß die Abgabenforderung der 
Klägerin nicht bevorrechtigt sei. und daß deshalb nur der Ver­
klagte einen Anspruch auf die Hintericgungssumme habe, weil 
seine Pfändungen früher erfolgt seien als die der Klägerin.

Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation beider Urteile be­
antragt, weil sie das Gesetz verletzen.

Aus den G r ü n d e n :
Der Antrag hatte Erfolg.
Beide Urteile stellen entsprechend der damaligen 

Rechtslage richtig fest, daß in diesem Falle für die 
Rangfolge bei der Verteilung des hinterlegten Be­
trages lediglich die Zeitfolge der Pfändungen maß­
gebend, also der Verklagte mit seiner Forderung vor 
der Klägerin zu befriedigen war. Sie haben jedoch 
durch falsche Auslegung des auf Antrag des Verklag­
ten erlassenen Pfändungs- und Überweisungsbe­

schlusses vom 14. Oktober 1947 diesem einen unzu­
treffenden Inhalt gegeben und damit die Bestimmung 
des § 133 BGB verletzt. Während das Landgericht die 
weitgehende Auslegung lediglich damit begründet, daß 
nur eine solche Auslegung die einzig zulässige und 
sinngemäße sei, und sich dabei auf Bruchstücke des 
Wortlauts beruft, zieht das Oberlandesgericht zu seiner 
Auslegung noch Umstände heran, die sich nicht un­
mittelbar aus dem Pfändungs- und Uberweisungsbe­
schluß ergeben. Beide Gerichte haben nicht beachtet, 
daß dieser Beschluß die Grundlage für die Zwangs­
vollstreckung in Geldforderungen und die einzige 
Unterlage für die Mitwirkung des Drittschuldners ist 
und daß daher die Auslegung nur so weit gehen kann, 
als der Beschluß noch mit Sicherheit einen fest be­
grenzten und bestimmten Betrag als gepfändet ergibt. 
Aus den gleichen Gründen kann auch nur der Pfän­
dungs- und Überweisungsbeschluß selbst als Willens­
erklärung des Vollstreckungsgerichts Gegenstand der 
Auslegung sein und nicht etwa der Inhalt des An­
trags auf Erlaß dieses Beschlusses, da der Antrag außer 
dem Antragsteller nur dem Gericht bekannt ist.

Daß der in Rede stehende Pfändungs- und Über­
weisungsbeschluß unklar ist, ergibt sich bereits dar­
aus, daß der Drittschuldner beim Amtsgericht L. am
14. November 1947 anfraste, für welche Zeitspanne die 
„jeweils 3000 DM“ gepfändet seien und ob der über­
schießende Betrag ebenfalls nicht an den Schuldner ge­
zahlt werden dürfe, und daß es das befragte Gericht 
für „ratsam und zweckdienlich“ hielt, „um Regreß­
ansprüche zu vermeiden, die Differenz zwischen 3000 
RM und 37 916,60 RM samt Nebenkosten beim Amts­
gericht L. zu hinterlegen“.

Aus dem Pfändungs- und Überweisungsbeschluß ist 
ersichtlich, daß der Verklagte gegen B. einen Anspruch 
in Höhe von 37 916,60 RM hat. Durch maschinenschrift­
liche Änderung des Vordrucks heißt es dann aber 
nicht, daß die Forderung des B. gegen die SVK „wegen 
dieses Anspruchs“, sondern „wegen eines Teilan­
spruchs“ gepfändet wird. Das bedeutet, daß eben nicht 
in Höhe des vollen Anspruchs gepfändet sein soll. Wie 
hoch der Teilanspruch sein soll, besagen die Worte 
„in Höhe von jeweils 3000 RM aus Warenlieferungen 
für Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft“. Aus 
einer derart zweifelhaften Formulierung darf aber 
gerade bei der Auslegung eines Pfändungs- und 
Uberweisungsbeschlusses nicht gefolgert werden, daß 
der ganze Anspruch gepfändet sein und nur in Raten 
abgerechnet werden soll. Dieser Beschluß bildet nur 
dann eine sichere Grundlage der Zwangsvollstreckung, 
wenn man ihn dahin auslegt, daß nur ein Teil des An­
spruchs in Höhe von 3000 RM gepfändet ist. Diese Aus­
legung wird noch dadurch unterstützt, daß nach dem 
Text des Beschlusses neben dem Teilanspruch noch 
wegen 15 RM Kosten gepfändet wird, wobei diese 
Kosten nach dem Wert von 3000 RM berechnet sind.

Beide angefochtenen Urteile gehen aber davon aus, 
daß der Verklagte wegen seines Anspruchs in voller 
Höhe gepfändet hat, und beruhen daher auf einer 
Verletzung des § 133 BGB. Sie mußten aufgehoben 
und die Sache in entsprechender Anwendung des 
§ 565 Abs. 1 Satz 1 ZPO an das Bezirksgericht E. zur 
erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückver­
wiesen werden.

Das Bezirksgericht wird zu prüfen haben, welche 
Pfändungen der Forderung des B. gegen die SVK S. 
vor dem Verteilungstermin durch die Klägerin wirk­
sam erfolgt sind, weil davon abhängt, in welcher 
Höhe der Verklagte etwa auf Kosten der Klägerin 
eine Forderung gegen die Teilungsmasse ohne recht­
lichen Grund erlangt hat. Der Pfändungs- und Über­
weisungsbeschluß vom 22. November 1951 muß jeden­
falls für eine Berücksichtigung ausscheiden, weil er 
erst nach dem Verteüungstermin erlassen ist.

§§ 3, 5a GeboteVO; Art. 22, 24 der Verfassung.
Die Vorschrift der Verfassung, daß Eigentum ver­

pflichtet und sein Inhalt und seine Schranken sich aus 
den sozialen Pflichten gegenüber der Gemeinschaft 
ergeben, ist auch für die Erteilung des Zuschlags in der 
Teilungszvvangsversteigerung von Bedeutung.

OG, Urt. vom 18. Mai 1953 — 1 Zz 24/53.
Die Parteien sind Geschwister und mit ihren drei weiteren 

Geschwistern eingetragene Eigentümer zu je 3/80 eines Grund-
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